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Bleiben Anträge einer Partei unberücksichtigt, weil der Tatrichter sie in offenkundig fehler-
hafter Anwendung des Prozessrechts zu Unrecht für ausgeschlossen erachtet, so ist zu-
gleich das rechtliche Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) der Partei verletzt. 
 
Art. 103 Abs. 1 GG 
 
Beschluss des BGH vom 10.03.2016 – VII ZR 47/13 – 
Aufhebung und Zurückverweisung des Urteils des KG Berlin vom 03.11.2011 – 9 O 94/11 –   
 

Die Klägerin verlangt von der Beklagten eine zusätzliche Vergütung in Höhe von ca. 411.000 € 
für Unterbodenarbeiten im Rahmen eines Bauvorhabens. 
Nach einem Hinweis des Landgerichts stellte die Klägerin den eingebrachten Zahlungs-
antrag um und begehrte Feststellung der Zahlungsverpflichtung. 
Das Berufungsgericht wies die Klägerin darauf hin, dass die Berufung offensichtlich keine Aus-
sicht auf Erfolg habe; der Feststellungsantrag sei mangels Vorliegens der Voraussetzungen 
nach § 256 Abs. 1 ZPO unzulässig. Es sei beabsichtigt, die Berufung durch Beschluss nach 
§ 522 Abs. 2 ZPO zurückzuweisen. Daraufhin stellte die Klägerin ihre Klage nochmals um. 
Sie stellte den Feststellungsantrag als Hauptantrag, einen modifizierten Feststellungsantrag als 
Hilfsantrag und „hilfs-hilfsweise“ einen modifizierten Zahlungsantrag. Mit dem angefochtenen 
Beschluss wies das Berufungsgericht die Klage insgesamt als unzulässig ab. 
Der BGH gab der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision teilweise statt. Das 
Recht der Klägerin auf rechtliches Gehör nach Art. 103 Abs. 1 GG sei verletzt, soweit das Be-
rufungsgericht den hilfs-hilfsweise gestellten Zahlungsantrag als unzulässig erachtet habe. 
„Bleiben Anträge einer Partei unberücksichtigt, weil der Tatrichter sie in offenkundig fehlerhafter 
Anwendung des Prozessrechts zu Unrecht für ausgeschlossen erachtet, so ist zugleich das 
rechtliche Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) der Partei verletzt“ (vgl. Urteil des BVerfG vom 
22.11.2004 - 1 BvR 1935/03 – [juris]; s. Rz. 10). Das Berufungsgericht habe vorliegend gegen 
die Hinweispflicht nach § 139 Abs. 3 ZPO verstoßen. Erachte das Gericht entgegen der Auf-
fassung des Erstgerichts die Klage als unzulässig, müsse es den Kläger darauf hinweisen. War 
ein solcher Hinweis deshalb geboten, weil das Erstgericht einen gegenteiligen Hinweis 
gegeben und dadurch die erstinstanzliche Antragstellung veranlasst habe, müsse das 
Berufungsgericht dem Kläger die Möglichkeit der Antragsmodifizierung einräumen (vgl. 
Rz. 11). Ansonsten werde der Anspruch des Klägers auf rechtliches Gehör nach Art. 103 Abs. 1 
GG verletzt. Bei einer solchen Verfahrenskonstellation sei es dem Berufungsgericht verwehrt, 
die Berufung gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zurückzuweisen. Dies sei vorliegend der Fall, weil das 
Berufungsgericht den hilfs-hilfsweise gestellten Zahlungsantrag nicht berücksichtigt habe. 
Hinweis: siehe zu einem vergleichbaren prozessualen Problem die Entscheidung des BSG 
vom 17.12.2015 – B 2 U 150/15 B – in dieser UVR, S. 610 - 615.  

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluss vom 10.03.2016 – VII ZR 47/13 –  
wie folgt entschieden: 
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